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Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit §§ 28 Abs. 1 
Satz 1 und 2, 29, 30 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgeset-
zes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018), in 
Verbindung mit § 1 Nr. 1 der Landesverordnung zur Durch-
führung des Infektionsschutzgesetzes vom 10. März 2010 
(GVBl. S. 55), zuletzt geändert durch § 7 des Gesetzes vom 
15. Oktober 2012 (GVBl. S. 341), BS 2126-10, wird verordnet:

Artikel 1

Die Zehnte Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-
Pfalz vom 19. Juni 2020 (GVBl. S. 267, BS 2126-13) wird wie 
folgt geändert:

1.	 § 2 Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 1 erhält folgende Fassung:
„Veranstaltungen nach Absatz 2 und 3 sind auf den Zeit-
raum von 5:00 bis 24:00 Uhr begrenzt;“.

2.	 § 7 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:
„Die Öffnungszeiten der Einrichtungen sind auf den Zeit-
raum von 5:00 bis 24:00 Uhr begrenzt; Ausnahmegeneh-
migungen von der zeitlichen Beschränkung nach Halb-
satz 1 können im begründeten Einzelfall auf Antrag von 
der zuständigen Kreisverwaltung, in kreisfreien Städten 
der Stadtverwaltung als Kreisordnungsbehörde unter Auf-
lagen erteilt werden, soweit das Schutzniveau vergleich-
bar, dies aus infektionsschutzrechtlicher Sicht vertretbar 
ist und der Zweck dieser Verordnung nicht beeinträchtigt 
wird; Beschränkungen der Öffnungszeiten aufgrund ande-
rer gesetzlicher Regelungen bleiben unberührt.“

3.	 § 19 erhält folgende Fassung:

„§ 19 
Einreise aus Risikogebieten

(1) Personen, die auf dem Land-, Wasser- oder Luftweg in 
das Land Rheinland-Pfalz einreisen und sich zu einem be-
liebigen Zeitpunkt innerhalb von 14 Tagen vor Einreise in 
einem Risikogebiet nach Absatz 4 oder 5 aufgehalten ha-
ben, sind verpflichtet, sich unverzüglich nach der Einreise 
auf direktem Weg in die eigene Häuslichkeit oder eine an-
dere geeignete Unterkunft zu begeben und sich für einen 
Zeitraum von 14 Tagen nach ihrer Einreise ständig dort 
abzusondern. Satz 1 gilt auch für Personen, die zunächst in 
ein anderes Bundesland eingereist sind. Den in Satz 1 und 2 
genannten Personen ist es in dem in Satz 1 genannten Zeit-
raum nicht gestattet, Begegnungen mit anderen Personen 
zu haben, die nicht ihrem eigenen Hausstand angehören. 
Eine Unterkunft ist für Zwecke der Absonderung geeig-
net, wenn durch eine räumliche Abgrenzung sichergestellt 
ist, dass kein Kontakt zu Personen besteht, die nicht dem 
eigenen Hausstand angehören.

(2) Personen, die nach Absatz 1 Satz 1 oder Satz 2 aus 
einem Risikogebiet eingereist sind, sind verpflichtet, un-
verzüglich nach Einreise die für sie zuständige Behörde zu 
kontaktieren und auf das Vorliegen der Verpflichtungen 
nach Absatz 1 hinzuweisen. Sie sind ferner verpflichtet, 
bei Auftreten von Symptomen, die auf eine Infektion mit 

dem Coronavirus SARS-CoV-2 im Sinne der dafür jeweils 
aktuellen Kriterien des Robert-Koch-Instituts hinweisen, 
die zuständige Behörde hierüber unverzüglich zu infor-
mieren.

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die von Ab-
satz 1 Satz 1 und 2 erfassten Personen der Beobachtung 
durch die zuständige Behörde.

(4) Risikogebiet im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 ist ein Staat 
oder eine Region außerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land, für welchen oder welche zum Zeitpunkt der Einreise 
in das Land Rheinland-Pfalz ein erhöhtes Risiko für eine 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 besteht. Die 
Einstufung als Risikogebiet erfolgt durch das Bundesminis-
terium für Gesundheit, das Auswärtige Amt und das Bun-
deministerium des Innern, für Bau und Heimat und wird 
durch das Robert-Koch-Institut veröffentlicht.

(5) Risikogebiet im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 ist auch eine 
Region innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, solan-
ge innerhalb eines Zeitraums von sieben Tagen die Rate 
der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
laut der Veröffentlichungen des Robert-Koch-Instituts 
(täglicher Lagebericht des RKI zur Coronavirus-Krank-
heit-2019) höher als 50 Fälle pro 100.000 Einwohnern ist.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten auch für Personen, die neu 
oder nach längerer Abwesenheit erneut in eine Aufnahme-
einrichtung für Asylbegehrende des Landes aufgenommen 
werden. Die nach § 47 des Asylgesetzes in einer solchen 
Aufnahmeeinrichtung wohnpflichtigen Personen sind 
beim Auftreten von Symptomen, die auf eine Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert-Koch-Instituts hin-
weisen, verpflichtet, den Träger der Aufnahmeeinrichtung 
hierüber unverzüglich zu informieren, sich in eine zuge-
wiesene, geeignete Unterkunft zu begeben und sich dort 
bis zur Vorlage eines Testergebnisses über eine mögliche 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 ständig dort 
abzusondern. Die Aufnahmeeinrichtung hat die zustän-
dige Behörde hierüber unverzüglich zu informieren. Die 
Aufnahmeeinrichtung kann den Betroffenen jederzeit 
neue Unterbringungsbereiche zuweisen und Ausnahmen 
von den Verpflichtungen der Sätze 1 und 2 zulassen.“

4.	 § 20 erhält folgende Fassung:

„§ 20 
Ausnahmen

(1) § 19 gilt nicht für Personen, die nur zur Durchreise 
in den Geltungsbereich dieser Verordnung einreisen; die-
se haben das Gebiet des Geltungsbereiches dieser Verord-
nung auf unmittelbarem Weg zu verlassen. Die hierfür 
erforderliche Durchreise durch das Gebiet des Geltungsbe-
reiches dieser Verordnung ist hierbei gestattet.

(2) Die Verpflichtung zur Absonderung nach § 19 Abs. 1 
besteht nicht für Personen, die über ein ärztliches Zeugnis 
in deutscher oder in englischer Sprache verfügen, welches 
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bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das Vorliegen ei-
ner Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorhan-
den sind, und dieses der zuständigen Behörde auf Verlan-
gen unverzüglich vorlegen. Das ärztliche Zeugnis nach 
Satz 1 muss sich auf eine molekularbiologische Testung 
auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 stützen, die in einem Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union oder einem sonstigen durch das Robert 
Koch-Institut veröffentlichten Staat durchgeführt und 
höchstens 48 Stunden vor Einreise in den Geltungsbereich 
dieser Verordnung vorgenommen worden ist. Das ärztli-
che Zeugnis nach Satz 1 ist für mindestens 14 Tage nach 
Einreise aufzubewahren.

(3) § 19 gilt ferner nicht für Personen, die zum Zwecke 
einer mehrwöchigen Arbeitsaufnahme aus einem Risiko-
gebiet nach § 19 Abs. 4 oder 5 in das Gebiet des Landes 
Rheinland-Pfalz einreisen, wenn am Ort ihrer Unter-
bringung und ihrer Tätigkeit in den ersten 14 Tagen nach 
ihrer Einreise, gruppenbezogen betriebliche Hygiene-
maßnahmen und Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung 
außerhalb der Arbeitsgruppe ergriffen werden, die einer 
Absonderung nach § 19 Abs. 1 vergleichbar sind, sowie 
das Verlassen der Unterbringung nur zur Ausübung ihrer 
Tätigkeit gestattet ist. Das Recht der zuständigen Behörde, 
weitergehende Maßnahmen, insbesondere in begründeten 
Fällen eine ständige Absonderung, anzuordnen, bleibt un-
berührt. Der Arbeitgeber zeigt die Arbeitsaufnahme bei 
der zuständigen Behörde an und dokumentiert die ergriffe-
nen Maßnahmen nach Satz 1. Die zuständige Behörde hat 
die Einhaltung zu überprüfen.

(4) Von § 19 nicht erfasst sind Personen,
1.	 die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-, Bahn- oder Bus-
verkehrsunternehmen oder als Besatzung von Flugzeu-
gen, Schiffen, Bahnen und Bussen in einem Gebiet nach 
§ 19 Abs. 4 oder 5 aufgehalten haben,

2.	 die täglich oder für bis zu fünf Tage zwingend notwen-
dig und unaufschiebbar beruflich oder medizinisch ver-
anlasst in das Land Rheinland-Pfalz einreisen,

3.	 die sich weniger als 72 Stunden in einem Gebiet nach 
§ 19 Abs. 4 oder 5 aufgehalten haben oder die einen 
sonstigen triftigen Reisegrund haben; hierzu zählen 
insbesondere soziale Aspekte wie etwa ein geteiltes 
Sorgerecht, der Besuch des nicht im eigenen Hausstand 
wohnenden Lebenspartners, dringende medizinische 
Behandlungen, Beistand oder Pflege schutzbedürftiger 
Personen sowie Gründe, die in Ausbildung oder Studi-
um liegen.

(5) In begründeten Fällen können Befreiungen zugelassen 
werden, sofern dies unter Abwägung aller betroffenen Be-
lange vertretbar ist.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nur, soweit die dort bezeichne-
ten Personen keine Symptome aufweisen, die auf eine Infek-
tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert-Koch-Instituts hin-
weisen. Treten binnen 14 Tagen nach Einreise in den Gel-
tungsbereich dieser Verordnung Symptome auf, die auf eine 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 im Sinne der 
dafür jeweils aktuellen Kriterien des Robert-Koch-Instituts 
hinweisen, haben die Personen nach Absatz 2 bis 5 unver-
züglich die zuständige Behörde hierüber zu informieren.“

5.	 § 23 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 Nummer 3 wird gestrichen.
b)	 Die bisherigen Nummern 4 bis 89 werden Nummern 3 

bis 88.
c)	 Die bisherige Nummer 90 wird Nummer 89 und erhält 

folgende Fassung:
„89.	entgegen § 19 Abs. 1 Satz 3 Begegnungen mit ande-

ren Personen hat, die nicht dem eigenen Hausstand 
angehören,“.

d)	 Die bisherige Nummern 91 wird Nummer 90. 
e)	 Die bisherigen Nummern 92 und 93 werden Num-

mern 91 und 92 und erhalten folgende Fassung:
„91.	sich entgegen § 19 Abs. 6 Satz 1 nicht absondert, 

Besuch von Personen empfängt, die nicht dem ei-
genen Hausstand angehören oder die zuständige 
Behörde nicht oder nicht rechtzeitig kontaktiert 
oder informiert,

92.	 entgegen § 19 Abs. 6 Satz 2 bei Auftreten von Sym-
ptomen, die auf eine Infektion mit dem Coronavi-
rus SARS-CoV-2 im Sinne der dafür jeweils aktuel-
len Kriterien des Robert-Koch-Instituts hinweisen, 
den Träger der Aufnahmeeinrichtung hierüber 
nicht unverzüglich informiert oder sich nicht in 
die zugewiesene Unterkunft begibt und sich dort 
bis zur Vorlage eines Testergebnisses über eine 
mögliche Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 absondert,“.

f)	 Die bisherigen Nummern 94 und 95 werden Num-
mern 93 und 94. 

g)	 Die bisherige Nummer 96 wird Nummer 95 und erhält 
folgende Fassung:
„95.	entgegen § 20 Abs. 6 Satz 2 die zuständige Behörde 

nicht informiert,“.
h)	 Die bisherigen Nummer 97 bis 99 werden Nummern 96 

bis 98. 

6.	 Die Überschrift der Inkrafttretensbestimmung erhält fol-
gende Fassung:
„§ 24 Inkrafttreten, Außerkrafttreten“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 26. Juni 2020 in Kraft.

Mainz, den 25. Juni 2020
Die Ministerin für Soziales, Arbeit, 

Gesundheit und Demografie
Sabine Bätzing-Lichtenthäler


